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Die politische Lage in Deutschland  

Zum Stand der Deutschen Einheit  
Innere und äußere Sicherheit gewährleisten  

Am vergangenen Freitag haben wir wieder den Tag 
der Deutschen Einheit gefeiert. Seit die staatliche 
Einheit Deutschlands am 3. Oktober 1990 vollendet 
wurde, können wir dies gemeinsam in Ost und 
West, in Nord und Süd tun. Überwunden waren kal-
ter Krieg, deutsche Teilung und das Unrechtsre-
gime der SED. In wenigen Wochen feiern wir die 
25jährige Wiederkehr des Falls der Berliner Mauer 
und werden daran erinnern, welche Ereignisse die-
sem epochalen Umbruch vorausgegangen sind.  

Seit dieser Zeit haben die Menschen in unserem 
wiedervereinigten Land eine Gegenwart geschaf-
fen, die viele nach den Jahrzehnten der brutalen 
Teilung nicht für möglich gehalten haben. Deutsch-
land steht so stark, so wettbewerbsfähig und so in-
novativ da wie kaum zuvor. Aktuelle Untersuchun-
gen belegen den eindrucksvollen Erfolg der wirt-
schaftlichen Erholung in den neuen Ländern. Unser 
Land hat die Teilung und die bitteren Folgen der 
langen sozialistischen Misswirtschaft schon heute 
weitestgehend überwunden. Deswegen ist es gut, 
dass wir uns in dieser Plenarwoche im Schwerpunkt 
mit dem aktuellen Bericht der Bundesregierung zum 
Stand der Deutschen Einheit befassen. 

Die Erfolge können sich sehen lassen. Sie lassen 
sich nicht nur an den Fassaden der Städte und Dör-
fer in den neuen Ländern ablesen. Der Bericht zur 
Deutschen Einheit unterstreicht: Ein Vierteljahrhun-
dert nach dem Mauerfall ist die Lebensqualität in 
Ost- und Westdeutschland weitgehend angegli-
chen, die Infrastruktur ist modernisiert und die ost-
deutsche Wirtschaft steht auf einem soliden Funda-
ment. Gleichzeitig ist dieses erste Vierteljahrhun-
dert des wiedervereinigten Deutschlands eine gute 
Gelegenheit, anerkennend auf die Leistung der 
Menschen in Deutschland - in Ost und West - zu 
blicken, die diese Wiedervereinigung ihres Vater-
landes gewollt und erreicht und ihre Heimat zu ei-
nem so innovativen, erfolgreichen und lebenswer-
ten Land gemacht haben. 

Freuen wir uns, dass der Staatssozialismus der 
SED den Erfindergeist und den Leistungswillen, 
aber auch den Zusammenhalt und den Bürgersinn 
der Menschen in den neuen Ländern, nicht hat bre-
chen können, im Gegenteil: Aktuelle Zahlen der 

KfW belegen, dass es in den neuen Ländern in den 
Jahren seit 1989 zu einer vergleichbaren Entwick-
lung gekommen ist wie in den 1950er und 60er Jah-
ren in der alten Bundesrepublik – der Zeit des Wirt-
schaftswunders. Diese positive Bilanz darf selbst-
verständlich nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
es noch Einiges zu tun gibt, etwa bei der Stärkung 
der Wirtschaftskraft, bei der Angleichung der Ein-
kommen und damit der Renten sowie bei den Be-
schäftigungszahlen. Die schon heute in den neuen 
Ländern klar hervorstechende besondere Heraus-
forderung des demografischen Wandels zeigt uns 
auch, wie viel es weiterhin zu tun gibt.  

Allerdings kann man Deutschland nicht mit den 
Kräften von gestern voranbringen. So wollen die 
Ewiggestrigen der Linkspartei uns vergessen ma-
chen, wie ungerecht und menschenverachtend die 
SED ihren absoluten Machtanspruch durchgesetzt 
hat: Mit Mauer und Stacheldraht, mit Schießbefehl 
und Selbstschussanlagen – auf Kosten vieler Toter, 
Eingesperrter, Verfolgter und bis heute traumati-
sierter Stasi-Opfer. Wer meint, hier nicht von einem 
Unrechtsstaat sprechen zu können, will verschlei-
ern, was Sozialismus tatsächlich bedeutet hat und 
welches Leid die „Diktatur des Proletariats“ über 
Land und Menschen gebracht hat. Daher wäre es 
unverständlich und auch völlig geschichtsverges-
sen, wenn ausgerechnet der Teil „Bündnis 90“ der 
Grünen sich jetzt daran beteiligen würde, der Links-
partei die Regierungszentrale im Freistaat Thürin-
gen auszuliefern. 

Zukunftsfähige Rüstungsbeschaffung für un-
sere Soldatinnen und Soldaten. 

Unsere Bundesverteidigungsministerin Dr. Ursula 
von der Leyen hat in dieser Woche eine umfangrei-
che Bestandsaufnahme und Risikoanalyse zentra-
ler Rüstungsprojekte der Bundeswehr vorgelegt. 
Die externen Gutachter sind zu dem Ergebnis ge-
kommen, dass Beschaffung und Management der 
Rüstungsvorhaben zu verbessern sind. Dieser Auf-
gabe müssen gerade wir als Union uns in besonde-
rer Weise widmen. Klar ist, dass es sich um keine 
einfache Aufgabe handelt, da Beschaffung und Ent-
wicklung von Rüstungsgütern sowie deren Ma-
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nagement besonders komplex sind. Deshalb müs-
sen wir uns auf einen langen Prozess der Optimie-
rung einrichten. Mit schnellen Erfolgen ist nicht zu 
rechnen. Versäumnisse der vergangenen Jahre 
und Jahrzehnte werden auch in Zukunft zu Tage 
kommen. Deswegen ist es richtig, sich auf diesen 
langen Weg zu machen und die Entscheidungen 
gründlich vorzubereiten. Dies ist besonders im Inte-
resse unserer in zahlreichen internationalen Einsät-
zen tätigen Soldatinnen und Soldaten wichtig.  

Weiter voran in Sachen Bildungsrepublik 
Deutschland. 

In dieser Sitzungswoche haben wir gemeinsam mit 
unserer Bundesbildungsministerin Prof. Dr. Jo-
hanna Wanka eine wesentliche Strukturverände-
rung im deutschen Bildungssystem auf den Weg 
gebracht. Die bisher zwischen Bund und Ländern 
geteilte Zuständigkeit für das Bundesausbildungs-
förderungsgesetz (BAföG) wird nun in der Hand des 
Bundes zusammengefasst. Im Zuge der Vereinba-
rungen, sechs Mrd. Euro zusätzlich für Bildung und 
Forschung in Deutschland auszugeben, hatte der 
Bund die volle Übernahme der BAföG-Kosten zum 
1. Januar 2015 zugesagt. Dies setzt enorme Mittel 
in den Ländern frei. Die Länder haben versprochen, 
diese Milliarden vollständig zugunsten von Schule 
und Hochschule einzusetzen. Unionsgeführte Län-
der wie Hessen haben dies schon konkretisiert und 
zugesagt, dass die freiwerdenden BAföG-Mittel den 
Universitäten des Landes zugutekommen werden. 
An diese Änderung in der Bildungsfinanzierung 
schließt eine Änderung des Grundgesetzes an, mit 
der wir das sogenannte Kooperationsverbot ab-
schaffen, das der Bundesebene eine dauerhafte Fi-
nanzierung von Universitäten versagte. Bisher 
konnte der Bund nur außeruniversitäre For-
schungseinrichtungen verlässlich und dauerhaft be-
zuschussen und so dazu beitragen, dass Deutsch-
land gerade in den Jahren seit 2005 zu einem hoch-
innovativen Standort wachsen konnte. Mit der Über-
nahme der BAföG-Finanzierung und dem Wegfall 
des Kooperationsverbotes verbessern wir weiter 
die schon guten Rahmenbedingungen für Bildung, 
Wissenschaft und Forschung in der Bildungsrepub-
lik Deutschland. 

Die Woche im Parlament 

Irland: Vorzeitige teilweise Rückzahlung von IWF-
Finanzhilfe; Einholung eines zustimmenden Be-
schlusses des Deutschen Bundestages nach § 3 
Absatz 2 Nummer 2 des Stabilisierungsmechanis-
musgesetzes (StabMechG). Auf Antrag des Bundes-
finanzministeriums haben wir nach dem StabMechG 
über eine Änderung des Irland-Hilfspro-gramms bera-

ten, damit die Republik Irland einen Teil der 2010 emp-
fangenen Finanzhilfe vorzeitig an den Internationalen 
Währungsfonds (IWF) zurückzahlen kann. Hierfür ist 
ein nur auf Irland beschränkter Verzicht auf die in den 
Programmbedingungen festgelegte Parallelbehand-
lung der beiden Gläubiger EFSF und IWF nötig. Kann 
Irland die relativ teuren IWF-Kredite vorzeitig ablösen, 
wird die Schuldentragfähigkeit des Landes gestärkt, 
was zu einer weiteren Stabilisierung der Eurozone bei-
tragen soll.  

Fünfundzwanzigstes Gesetz zur Änderung des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes (25. BA-
föG-ÄndG) und Zwanzigster Bericht nach § 35 des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes zur Über-
prüfung der Bedarfssätze, Freibeträge sowie 
Vomhundertsätze und Höchstbeträge nach § 21 
Absatz 2. In 1. Lesung stellten wir die Veränderungen 
vor, die sich aus den Beratungen mit den Ländern er-
geben haben. Kernpunkt ist, dass der Bund ab dem 
1. Januar 2015 die Kosten für das BAföG vollständig 
übernehmen und die Bedarfssätze schon 2016, erhö-
hen wird. Diese Erhöhung ist laut BAföG-Bericht sinn-
voll, um die Höhe der BAföG-Sätze wie schon 2008 
und 2010 an die allgemeine Preisentwicklung anzu-
passen. Außerdem sollen die Regelungen und 
Höchstsätze der Hinzuverdienstgrenze angepasst 
werden. 

Gute Arbeit weltweit - Verantwortung für Produk-
tion und Handel in Entwicklungsländern und 
Schwellenländern gerecht werden. Mit unserem An-
trag rufen wir Unternehmen auf, sich noch stärker für 
die Einhaltung von sozialen, menschenrechtlichen 
und ökologischen Kriterien in den Produktionsländern 
zu engagieren. Hierbei erinnern wir an die Möglichkeit 
einer Stärkung der sogenannten „Decent Work 
Agenda“ der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) 
oder der „Leitsätze für multinationale Unternehmen“ 
der OECD. Auch und gerade in Handelsabkommen 
besteht die Chance, international anerkannte Sozial- 
und Umweltstandards verbindlich zu machen. Im Rah-
men der Wirtschaftlichen Zusammenarbeit und der 
Entwicklungspolitik kann Deutschland dabei dazu bei-
tragen, dass Partnerländer bei der Einführung, Durch-
setzung und Überwachung dieser Standards unter-
stützt werden. 

Gesetz zur Änderung des Antiterrordateigesetzes 
und anderer Gesetze. Das Bundesverfassungsge-
richt (BVerfG) hat mit Datum vom 24. April 2013 die 
Verfassungsmäßigkeit des Antiterrordateigesetzes 
(ATDG) bestätigt, gleichzeitig aber auch einigen Än-
derungsbedarf in der Ausgestaltung von Einzelpunk-
ten benannt. Ebenfalls Anfang 2013 wurde die gesetz-
lich vorgeschriebene Auswertung des ATDG abge-
schlossen. Wir setzten die Änderungen, die sich aus 
dem Spruch des BVerfG und der Evaluierung erge-
ben, in 2./3. Lesung um und ändern damit zugleich das 
Rechtsextremismus-Datei-Gesetz, das dem ATDG 
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nachgebildet war und daher auch angepasst werden 
soll. Weitere Änderungen erfolgen im Bundesverfas-
sungsschutzgesetz, im BKA-Gesetz sowie im Aufent-
haltsgesetz. 

Gesetz zur Änderung des Asylbewerberleistungs-
gesetzes und des Sozialgerichtsgesetzes. Wir 
setzten mit der Änderung des Asylbewerberleistungs-
gesetzes (AsylbLG) eine Entscheidung des BVerfG 
um und ergänzen dies um Vereinbarungen mit den 
Ländern im Zuge der Neuregelung der sicheren Her-
kunftsstaaten. Im Wesentlichen wird der Sachleis-
tungsvorrang verändert, der nach diesem Gesetzent-
wurf nun auf die Unterbringung in Erstaufnahmeein-
richtungen beschränkt bleibt. Im Anschluss an die Auf-
nahmephase soll künftig ein Vorrang für Geldleistun-
gen gelten. Mit der 1. Lesung dieses Änderungsgeset-
zes machen wir zugleich deutlich, dass es keine kom-
plette Aufhebung des AsylbLG gibt. 

Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsgeset-
zes und der Gewerbeordnung. Insbesondere haben 
wir mit diesem in 2./3. Lesung vorgelegten Änderungs-
gesetz eine verbindliche Auslegung von § 4 Absatz 6 
Straßenverkehrsordnung (StVG) geregelt. Hinter-
grund ist die Frage, ob die bisherige Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichts auch auf die Punk-
teberechnung im neuen System in jedem Detail er-
streckt werden kann und soll. Wir stellen klar, wie das 
neue Fahreignungs-Bewertungssystem zu verstehen 
ist. Es soll die Verkehrsteilnehmer in seiner Gesamt-
heit zur Einhaltung der Verkehrsregeln anhalten.  

Moderne Netze für ein modernes Land - Schnelles 
Internet für alle. Unser Antrag unterstreicht die große 
Bedeutung eines flächendeckend verfügbaren schnel-
len Internetzugangs für die Wettbewerbsfähigkeit und 
Innovation in Deutschland und hier  gerade auch für 
den ländlichen Raum. Diese Bedeutung muss auch 
bei der wettbewerbsorientierten Gestaltung der Regu-
lierung des EU-Telekommunikationsbinnenmarktes 
berücksichtigt werden. Der Antrag zielt auf die Hebung 
von Synergieeffekten zur Kostensenkung beim Aus-
bau der Breitbandinfrastruktur ab, etwa in der Erleich-
terung der Mitnutzung von anderen Netzinfrastruktu-
ren. Auch die konsequente und rasche Nutzung frei-
werdender Funkfrequenzen für mobile Breitbandzu-
gänge wird als Ziel genannt. Dass es eines Ausbaus 
und der effizienteren Nutzung der Fördermittel für un-
terversorgte Gebiete bedarf, wird ebenfalls klarge-
stellt. Schließlich regt unser Antrag eine bessere Ab-
stimmung von Bund, Ländern und Kommunen mit 
dem Ziel der Verbesserung der Breitbandversorgung 
an. 

Jahresbericht der Bundesregierung zum Stand 
der Deutschen Einheit. Der Jahresbericht benennt 
die Herausforderungen, aber auch die enormen Er-
folge im 25. Jahr nach der Maueröffnung. Vieles ist er-
reicht worden und in zahlreichen Bereichen ist die 

Lage in einigen Regionen in den neuen Ländern mitt-
lerweile auf einem hohen Niveau angekommen. In Zu-
kunft werden wir beim Abbau der regionalen Verschie-
denartigkeiten auf einen Ost-West-Vergleich verzich-
ten können und auf Grundlage der Gemeinschaftsauf-
gabe „Verbesserung der Regionalen Wirtschaftsstruk-
tur“ bei der Verbesserung der Zukunftsfähigkeit 
Deutschlands ansetzen können. 

Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 
91b). Mit der in 1. Lesung von uns diskutierten Ände-
rung von Artikel 91b des Grundgesetzes streben wir 
den Wegfall des Kooperationsverbotes zwischen 
Bund und Ländern in Hochschulfragen an. In Fällen 
von überregionaler Bedeutung soll es dem Bund zu-
künftig möglich sein, Hochschulen auch institutionell 
und nicht nur im Rahmen von Sonderprogrammen zu 
fördern. Auf die alleinige Zuständigkeit der Länder im 
Schulbereich hat dies keine Auswirkungen. 

Daten und Fakten 

Ost und West wachsen wirtschaftlich weiter zu-
sammen. Das reale Bruttoinlandsprodukt pro Kopf hat 
sich in den neuen Ländern seit 1991 fast verdoppelt – 
das Wachstum fällt dabei in diesem Zeitraum in etwa 
so stark aus wie das in Westdeutschland zur Zeit des 
Wirtschaftswunders. Zu diesem Ergebnis kommt die 
Studie „In der Normalität angekommen – Deutschland 
25 Jahre nach dem Mauerfall“ von KfW Research. Das 
bereinigte Pro-Kopf-Einkommen liegt im Osten inzwi-
schen bei 89% des westdeutschen Vergleichswertes. 
Gemessen an der Wirtschaftsleistung gehören die 
neuen Länder inzwischen zum Mittelfeld in Europa 
und liegen beim realen Bruttoinlandsprodukt pro Kopf 
knapp hinter Italien und Spanien. Zwar gibt es immer 
noch erhebliche regionale Unterschiede zwischen Ost 
und West – etwa bedingt durch die vorhandene Bran-
chenstruktur – diese sind aber inzwischen nicht mehr 
größer als im Rest der G7-Staaten. Als zentralen 
Grund für die dynamische Entwicklung Ostdeutsch-
lands führt die Studie insbesondere die rund 1.600 
Mrd. Euro an, die seit 1991 von Unternehmen, Kom-
munen und privaten Bauherren dort investiert wurden. 
Als größte Herausforderungen für die Zukunft werden 
die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit sowie der demo-
graphische Wandel gesehen. (Quelle: KfW Research) 
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